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I. EINLEITUNG 

Der Berichterstatter, Herr Charles GOERENS (ADLE, LUX), hat im Namen des 

Entwicklungsausschusses einen Bericht zu dem Beschlussvorschlag vorgelegt. Der Bericht enthielt 

46 Abänderungen (Abänderungen 1-46) zu dem Vorschlag. 

Im Einklang mit Artikel 294 AEUV und mit der gemeinsamen Erklärung zu den praktischen 

Modalitäten des Mitentscheidungsverfahrens1 haben der Rat, das Europäische Parlament und die 

Kommission informelle Gespräche geführt, um in erster Lesung zu einer Einigung über dieses 

Dossier zu gelangen und somit eine zweite Lesung und die Einleitung des Vermittlungsverfahrens 

zu vermeiden. 

1 ABl. C 145 vom 30.6.2007, S. 5. 
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In diesem Zusammenhang hat der Ausschuss eine Kompromissabänderung (Abänderung 47) zu 

dem Beschlussvorschlag vorgelegt. Über diese Abänderung war bei den informellen Gesprächen 

Einvernehmen erzielt worden, und sie sollte folglich die 46 Abänderungen, die der Ausschuss 

vorher verabschiedet hatte, ersetzen. 

II. ABSTIMMUNG 

Bei seiner Abstimmung im Plenum am 2. April 2014 hat das Parlament die Kompromissabänderung 

(Abänderung 47) zu dem Beschlussvorschlag angenommen. Der so geänderte 

Kommissionsvorschlag stellt den Standpunkt des Europäischen Parlaments in erster Lesung dar und 

ist in seiner legislativen Entschließung (siehe Anlage) enthalten1. 

Der Standpunkt des Parlaments entspricht der zuvor zwischen den Organen getroffenen 

Vereinbarung. Folglich dürfte der Rat in der Lage sein, den Standpunkt des Parlaments zu billigen. 

Der Rechtsakt würde anschließend in der Fassung des Standpunkts des Parlaments erlassen. 

 

1 Im Standpunkt des Parlaments in der Fassung der legislativen Entschließung sind die am 
Kommissionsvorschlag vorgenommenen Änderungen wie folgt markiert: Ergänzungen zum 
Kommissionsvorschlag sind durch Fettdruck und Kursivschrift kenntlich gemacht. Das Symbol 
"  
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ANLAGE 

 (2.4.2014) 

Europäisches Jahr der Entwicklung (2015) ***I 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 2. April 2014 zu dem Vorschlag 
für einen Beschluss des Europäischen Parlaments und des Rates über das Europäische Jahr 
der Entwicklung (2015) (COM(2013)0509 – C7-0229/2013 – 2013/0238(COD)) 

 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 
(COM(2013)0509), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2, Artikel 209 und Artikel 210 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission 
unterbreitet wurde (C7-0229/2013), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– in Kenntnis der Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses vom 10. 
Dezember 20131, 

– in Kenntnis der vom Vertreter des Rates mit Schreiben vom 20. Februar 2014 gemachten 
Zusage, den Standpunkt des Europäischen Parlaments gemäß Artikel 294 Absatz 4 des Vertrags 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union zu billigen, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Entwicklungsausschusses sowie der Stellungnahme des 
Ausschusses für die Rechte der Frau und die Gleichstellung der Geschlechter (A7-0384/2013), 

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest; 

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie beabsichtigt, ihren Vorschlag 
 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission 
sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 

1  Noch nicht im Amtsblatt veröffentlicht. 
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P7_TC1-COD(2013)0238 

Standpunkt des Europäischen Parlaments festgelegt in erster Lesung am 2. April 2014 im 
Hinblick auf den Erlass des Beschlusses 2014/.../EU des Europäischen Parlaments und des 
Rates über das Europäische Jahr der Entwicklung (2015) 

N UNION – 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf 

Artikel 209 und Artikel 210 Absatz 2, 

auf Vorschlag der Europäischen Kommission, 

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente, 

nach Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses1, 

gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren2, 

1 ABl. C [...] vom [...], S. [...]. 
2  Standpunkt des Europäischen Parlaments vom 2. April 2014.  
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in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Das Hauptziel der Politik auf dem Gebiet der Entwicklungszusammenarbeit ist die 

Verringerung und auf längere Sicht die Beseitigung der Armut im Sinne von Artikel 21 

des Vertrags über die Europäische Union (EUV) und Artikel 208 des Vertrags über die 

Arbeitsweise der Europäischen Union. Die Bekämpfung der weltweiten Armut trägt 

auch dazu bei, eine stabilere, friedlichere, wohlhabendere und gerechtere Welt zu 

schaffen, in der die wechselseitige Abhängigkeit der reicheren und der ärmeren Länder 

zur Geltung kommt. 

(2) 

“Eine Agenda für den Wandel: Die Zukunft der EU-Entwicklungspolitik“ ist es ferner 

Aufgabe der Entwicklungszusammenarbeit, die menschliche Entwicklung und die 

Entfaltung des Menschen in allen seinen Dimensionen zu fördern, auch in seiner 

kulturellen Dimension. 

(3) Die Union leistet seit 1957 Entwicklungshilfe und ist nunmehr weltweit der größte Geber 

von öffentlicher Entwicklungshilfe. 
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(4) Mit dem Vertrag von Lissabon wurde die Entwicklungspolitik der Union fest im 

auswärtigen Handeln der Union verankert und so den auf Stabilität und Wohlstand in der 

Welt ausgerichteten Interessen der Union Nachdruck verliehen. Die Entwicklungspolitik 

begegnet zudem auch anderen globalen Herausforderungen und trägt zur Strategie "Europa 

2020" bei, die in der Mitteilung der Komm

“Europa 2020 - Eine Strategie für intelligentes, nachhaltiges und integratives Wachstum“ 

dargelegt ist. 

(5) Die Union hat eine Führungsrolle bei der Gestaltung und Umsetzung des Konzepts für die 

Politikkohärenz im Bereich der Entwicklung, das auf die Stärkung der Synergien zwischen 

Maßnahmen außerhalb der Entwicklungspolitik und den Entwicklungszielen ausgerichtet 

ist, damit die Politik der Union die Entwicklungsbedürfnisse der Entwicklungsländer 

unterstützt oder dem Ziel der Armutsbeseitigung zumindest nicht zuwiderläuft. 

 

(6) Im Jahr 2000 verpflichtete sich die internationale Gemeinschaft mit der Annahme der 

Millenniumsentwicklungsziele, denen die Union und die Mitgliedstaaten zugestimmt 

haben, bis 2015 zur Umsetzung konkreter Maßnahmen zur Armutsbekämpfung. 
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(7) In der gemeinsamen Erklärung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 

Regierungen der Mitgliedstaaten sowie des Europäischen Parlaments und der 

Kommission zur Entwicklungspolitik der Europäischen Union: “der Europäische 

Konsens“1, der weiterhin die umfassendste Grundlage für die 

Entwicklungszusammenarbeit der Union ist, wird die Union aufgefordert, einen Beitrag 

zur Stärkung der Rolle der neuen Mitgliedstaaten als neue Geber zu leisten. 

(8) Die Welt hat in den letzten Jahren tiefgreifende Veränderungen erfahren, u. a. große 

Verschiebungen des weltweiten wirtschaftlichen und politischen Gleichgewichts. Neue 

Akteure, darunter private und sonstige nichtstaatliche Akteure, haben die internationale 

Bühne betreten. Während der Großteil des weltweiten Bruttoinlandsprodukts auf die 

entwickelten und die aufstrebenden Volkswirtschaften entfällt, sind Letztere inzwischen zu 

den wichtigsten Motoren des weltweiten Wachstums geworden und prägen die 

Weltwirtschaft bereits maßgeblich. 

(9) In dieser sich rasch ändernden Welt ist eine kontinuierliche Unterstützung der 

Entwicklungszusammenarbeit unentbehrlich. Rund 1,3 Milliarden Menschen leben nach 

Grundbedürfnisse der menschlichen Entwicklung noch immer nicht erfüllt. Die 

Ungleichheit innerhalb einzelner Länder hat fast überall auf der Welt zugenommen. Die 

natürliche Umwelt ist zunehmendem Druck ausgesetzt, und die Entwicklungsländer leiden 

besonders stark unter den Auswirkungen des Klimawandels. Diese weltweiten 

Herausforderungen stehen in Wechselbeziehung zueinander und müssen von allen Ländern 

gemeinsam angegangen werden. 

1  ABl. C 46 vom 24.2.2006, S. 1. 
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(10) Es wurden Gespräche über den Handlungsrahmen für die Zeit nach 2015 aufgenommen: 

aufbauend auf der Mitteilung der Kommission v

eine EU-Entwicklungspolitik mit größerer Wirkung: Agenda für den Wandel" und den 

Schlussfolgerungen des Rates vom 14. Mai 2012 zur Agenda für den Wandel, die bereits 

zu einer grundlegenden Neuausrichtung der Entwicklungspolitik der Union geführt haben, 

hat die Kommission ihre Sichtweise in ihrer Mitteilung vom 27. Februar 2013 mit dem 

 „Ein menschenwürdiges Leben für alle: Beseitigung der Armut und Gestaltung einer 

nachhaltigen Zukunft für die Welt“ dargelegt und der Rat hat in seinen 

Schlussfolgerungen vom 25. Juni 2013 die "Übergeordnete Agenda für den Zeitraum 

nach 2015" angenommen, mit dem Ziel, gegen die Schwachstellen des derzeitigen 

Entwicklungsrahmens vorzugehen und ein gemeinsames Konzept zu entwickeln, das die 

Aspekte Armutsbeseitigung und Nachhaltigkeit in einem übergreifenden internationalen 

Rahmen zusammenführt.  

(11) Das Jahr 2015 sollte richtungsweisend und von entscheidender Bedeutung sein, da es das 

letzte Jahr für das Erreichen der gemeinsam vereinbarten Millenniumsentwicklungsziele ist 

und daher. eine einmalige Gelegenheit bietet, eine Bilanz der internationalen 

Verpflichtungen zu ziehen. Das Jahr 2015 wird auch das Jahr sein, in dem bedeutende 

internationale Entscheidungen über den Handlungsrahmen für die 

Entwicklungszusammenarbeit getroffen werden müssen, der den Handlungsrahmen der 

Millenniumsentwicklungsziele in den kommenden Jahrzehnten ersetzen soll. 
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(12) Das Jahr 2015 ist auch das geeignete Jahr zur Präsentation der Ergebnisse der 

Entwicklungspolitik der Union, die auf der Grundlage der i

 

(13) Das Jahr 2015 wird außerdem das Jahr wichtiger internationaler Veranstaltungen in 

den Mitgliedstaaten sein, wie der Weltausstellung „Feeding the Planet: Energy for Life“ 

in Mailand, die eine besondere Gelegenheit bieten wird, globale Entwicklungskonzepte 

zu diskutieren und eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit  zur nachhaltigen Entwicklung 

und damit verbundenen Themen zu leisten. 

(14) Das Europäische Parlament hat die Kommission in seiner Entschließung zur "Agenda für 

den Wandel" aufgefordert,  das Jahr 2015 zum Europäischen Jahr der Entwicklung 

auszurufen, und damit die Hoffnung verknüpft, dass dies dazu beiträgt, das Profil der 

Entwicklungszusammenarbeit zu schärfen. 

(15) Das Jahr 2015 sollte daher zum "Europäischen Jahr der Entwicklung " (im Folgenden das 

"Europäische Jahr") ausgerufen werden, um eine zeitnahe Gelegenheit zu bieten, die 

aktuelle Ausrichtung der Entwicklungspolitik der Union in der Öffentlichkeit bekannter zu 

machen. Es muss darüber informiert werden, wie eine weltoffene Union zur Herbeiführung 

globaler Nachhaltigkeit beitragen kann. Dies schließt ein, dass die weltweiten 

sammenarbeit über 

reine Hilfeleistungen hinausgeht, stärker ins Bewusstsein gerückt werden. 
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(16) Wichtige Faktoren für den Erfolg der Maßnahmen der Union im Entwicklungsbereich sind 

das Ausmaß von deren Akzeptanz in der Öffentlichkeit und in der Politik und der 

Nachweis über den wirksamen und effizienten Einsatz öffentlicher Mittel für die 

Erreichung der Entwicklungsziele. Das Europäische Jahr sollte daher als Katalysator bei 

der Sensibilisierung, auch durch öffentliche politische Debatten und Bildungsarbeit im 

Entwicklungsbereich, der Dynamisierung und dem Austausch bewährter Verfahren 

zwischen den Mitgliedstaaten, den lokalen und regionalen Gebietskörperschaften, der 

Zivilgesellschaft, dem privaten Sektor, den Sozialpartnern sowie den im 

Entwicklungsbereich tätigen internationalen Einrichtungen und Organisationen wirken. Es 

sollte die politische Aufmerksamkeit bündeln helfen und alle Betroffenen mobilisieren, um 

in Zusammenarbeit mit den Empfängern der Entwicklungshilfe und ihren Vertretern 

weitere Maßnahmen und Initiativen auf der Ebene der Union und der Mitgliedstaaten 

voranzubringen und zu fördern. 
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(17) Im Rahmen des Europäischen Jahres sollte für sämtliche Formen der 

geschlechtsspezifischen Diskriminierung, mit der sich Frauen und Mädchen in 

verschiedenen Weltregionen konfrontiert sehen, sensibilisiert werden, insbesondere was 

den Zugang zu Bildung, Arbeitsplätzen und Gesundheitssystemen sowie was 

Zwangsehen, sexuelle Ausbeutung, Genitalverstümmelung und sonstige Missstände 

betrifft. 

(18) Die im Oktober 2012 veröffentlichte Eurobarometer-

“Solidarität weltweit: Die Europäer und Entwicklungshilfe“ zeigte, dass 85 % der 

Unionsbürger Hilfsmaßnahmen für Menschen in Partnerländern unterstützten. Nach 

Aussage jenes Berichts sind trotz der schwierigen Wirtschaftslage mehr als sechs von zehn 

Unionsbürgern sogar der Ansicht, dass für Menschen in Partnerländern mehr Hilfe 

geleistet werden sollte. Allerdings zeigte jener Bericht auch deutlich, dass die Kenntnisse 

über die Entwicklungszusammenarbeit der Union unzureichend sind, so dass eine bessere 

Kommunikation angezeigt ist. 

(19) Eine effiziente Koordinierung zwischen allen beteiligten Partnern auf der Ebene der Union 

und auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene ist eine wesentliche Voraussetzung für ein 

erfolgreiches Europäisches Jahr. Lokalen und regionalen Partnern kommt in diesem Fall 

bei der Förderung der Entwicklungspolitik der Union eine besondere Rolle zu. 
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(20) Im Einklang mit Artikel 58 der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen 

Parlaments und des Rates1 sollte aufgrund des länderspezifischen sozioökonomischen und 

Rahmen des Europäischen Jahres auf die nationale Ebene verlagert werden. Allerdings 

sollte die nationale entwicklungspolitische Schwerpunktsetzung mit der Kommission 

koordiniert werden, um die Kohärenz mit den strategischen Zielen des Europäischen Jahres 

zu gewährleisten. Eine enge Abstimmung zwischen den Maßnahmen der Kommission 

und denen der Mitgliedstaaten ist im Hinblick auf die Schaffung von Synergien und den 

Erfolg des Europäischen Jahres von größter Bedeutung. 

(21) 

Europäischen Jahres finanzierten Maßnahmen den Bewerberländern offenstehen, die im 

Rahmen der Heranführungsstrategie unterstützt werden, gemäß den in den jeweiligen 

Rahmenabkommen und Beschlüssen des Assoziationsrates festgelegten allgemeinen 

Grundsätzen und allgemeinen 

Programmen der Union. Die Abstimmung mit nationalen Maßnahmen, insbesondere den 

nationalen Programmen für entwicklungspolitische Bildungs- und Öffentlichkeitsarbeit 

(DEAR für "Development Education and Awareness Raising"), sollte gefördert werden. 

Der Umfang und die Form der Einbindung in das Europäische Jahr sollte im Ermessen 

jedes einzelnen Mitgliedstaats liegen. 

1 Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union und 
zur Aufhebung der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 1605/2002 des Rates (ABl. L 298 vom 
26.10.2012, S. 1). 
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(22) Es gilt für Komplementarität und Kohärenz mit sonstigem Unionsrecht und anderen 

Maßnahmen zu sorgen, insbesondere mit dem durch die Verordnung (EU) Nr. 233/2014 

des Europäischen Parlaments und des Rates1 eingerichteten Instrument für die 

Entwicklungszusammenarbeit einschließlich des DEAR-Programms, mit dem 

Europäischen Entwicklungsfonds, dem durch Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates2 eingerichteten Europäischen 

Nachbarschaftsinstrument und anderen Instrumenten der Union zur Finanzierung des 

außenpolitischen Handelns, sofern sie für die Entwicklungszusammenarbeit relevant sind. 

(23) Die finanziellen Interessen der Union sollten während des ganzen Ausgabenzyklus durch 

verhältnismäßige Maßnahmen geschützt werden, darunter Prävention, Aufdeckung und 

Untersuchung von Unregelmäßigkeiten, Wiedereinziehung entgangener, zu Unrecht 

gezahlter oder nicht zweckgemäß verwendeter Mittel und gegebenenfalls 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen gemäß der Verordnung (EU, Euratom) 

Nr. 966/2012. 

(24) Zur Optimierung von Wirksamkeit und Effizienz der für das Europäische Jahr geplanten 

werden. 

1  Verordnung (EU) Nr. 233/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit 
für den Zeitraum 2014 - 2020 (ABl. L 77 vom 15. März 2014, S. 44). 

2  Verordnung (EU) Nr. 232/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Europäischen Nachbarschaftsinstruments (ABl. L 77 vom 15. 
März 2014, S. 27). 
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(25) Die Kommission hat bereits verschiedene Maßnahmen zur Förderung der 

Entwicklungspolitik und zur Information der Unionsbürger über die 

Entwicklungszusammenarbeit der Kommission ergriffen. Diese bestehenden Maßnahmen 

sollten für das Europäische Jahr möglichst umfassend genutzt werden. 

(26) Die Hauptverantwortung für die Information der Unionsbürger über 

Entwicklungsangelegenheiten tragen die Mitgliedstaaten. Die nationalen, regionalen und 

lokalen 

und ergänzt, was auch in der politischen Erklärung hervorgehoben wird, die das 

Europäische Parlament, der Rat und die Kommission am 22. Oktober 

„Europa partnerschaftlich kommunizieren“ unterzeichnet haben. 

(27) Da die Ziele dieses Beschlusses aufgrund der Notwendigkeit multilateraler 

Partnerschaften, eines transnationalen Informationsaustausches und unionsweiter Aktionen 

zur Sensibilisierung und zur Verbreitung be

nicht ausreichend verwirklicht werden können, sondern vielmehr wegen der Bedeutung 

des Europäischen Jahres auf Unionsebene besser zu verwirklichen sind, kann die Union im 

Einklang mit dem in Artikel 5 EUV verankerten Subsidiaritätsprinzip tätig werden. 

Entsprechend dem in demselben Artikel genannten Grundsatz der Verhältnismäßigkeit 

geht dieser Beschluss nicht über das für die Verwirklichung dieser Ziele erforderliche Maß 

hinaus — 

HABEN FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 
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Artikel 1 

Gegenstand 

Das Jahr 2015 wird zum „Europäischen Jahr der Entwicklung“ (im Folgenden „Europäisches Jahr“) 

ausgerufen.  

Das Motto des Europäischen Jahres lautet “Unsere Welt, unsere Würde, unsere Zukunft“. 

Artikel 2 

Ziele 

Die Ziele des Europäischen Jahres bestehen darin, 

a) die Unionsbürger über die Entwicklungszusammenarbeit der Union und der Mitgliedstaaten 

zu informieren, wobei die Ergebnisse, die die Union zusammen mit den Mitgliedstaaten als 

globaler Akteur im Einklang mit den jüngsten Gesprächen über den übergeordneten 

Handlungsrahmen für die Zeit nach 2015 erzielt hat und noch erzielen wird, besonders 

hervorgehoben werden; 

b) die unmittelbare Einbindung, das kritische Denken und das aktive Interesse der 

Unionsbürger und der Interessenträger an der Entwicklungszusammenarbeit zu fördern, 

einschließlich der Politikgestaltung und -  

c) das Bewusstsein für den Nutzen der Entwicklungszusammenarbeit der Union nicht nur für 

die Empfänger der Entwicklungshilfe der Union, sondern auch für die Unionsbürger zu 

schärfen, ein breiteres Verständnis der Politikkohärenz im Interesse der Entwicklung zu 

erreichen und in einer von Wandel und immer engeren Verflechtungen geprägten Welt ein 

Gefühl für gemeinsame Verantwortung, Solidarität und Chancen bei Bürgern in Europa 

und in Entwicklungsländern zu fördern. 
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Artikel 3 

Maßnahmen 

1. Die Maßnahmen zur Erreichung der Ziele des Europäischen Jahres umfassen unter 

anderem die folgenden Maßnahmen, die, wie im Anhang dargelegt, auf Unionsebene 

bzw. auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene und nach Maßgabe des Artikels 6 

Absatz 5 in den Partnerländern organisiert werden können: 

a) an die Allgemeinheit und an spezifische Zielgruppen – insbesondere junge 

Menschen und sonstige entscheidende Zielgruppen – gerichtete 

Informationskampagnen, um zentrale Botschaften zu vermitteln, auch über soziale 

Medien; 

b) die Organisation von Konferenzen, Veranstaltungen und Initiativen unter 

d 

Diskussionen zu fördern und die Sensibilisierung auf allen Ebenen zu stärken; 

c) konkrete Maßnahmen in den Mitgliedstaaten, die auf die Förderung der Ziele des 

Europäischen Jahres ausgerichtet sind, insbesondere durch Bildungsarbeit im 

Entwicklungsbereich, den Austausch von Informationen und die Weitergabe von 

Erfahrungen und bewährten Verfahren zwischen nationalen, regionalen und lokalen 

Gebietskörperschaften und anderen Einrichtungen; sowie 

d) die Durchführung von Studien und Erhebungen und die Verbreitung ihrer 

Ergebnisse. 

2. Die Kommission kann weitere Maßnahmen ermitteln, die den Zielen des Europäischen 

Jahres förderlich sind, und sie kann die Bezugnahme auf das Europäische Jahr und das 

Motto bei der Werbung für diese Maßnahmen zulassen, sofern sie zur Erreichung jener 

Ziele beitragen. 
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Artikel 4 

Koordinierung mit Mitgliedstaaten 

1. Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, jeweils einen nationalen Koordinator zu 

ernennen, der für die Organisation der Beteiligung jenes Mitgliedstaats am Europäischen 

Jahr verantwortlich ist. Die Mitgliedstaaten setzten die Kommission von der Ernennung in 

Kenntnis. 

2. Die nationalen Koordinatoren konsultieren in enger Abstimmung mit der Kommission ein 

breites Spektrum einschlägiger Interessenträger, darunter die Zivilgesellschaft und der 

private Sektor, nationale Parlamente, Sozialpartner und gegebenenfalls die nationalen 

zuständigen Stellen, der Zentralstaat oder die nachgeordneten staatlichen Ebenen 

einschließlich der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften und, falls zutreffend, 

die assoziierten überseeischen Länder und Gebiete (ÜLG) oder Kontaktstellen 

einschlägiger Programme der Union, und arbeiten mit ihnen zusammen. 

3. Die Kommission fordert die Mitgliedstaaten auf, ihr bis zum 1. September 2014 ihre 

Arbeitsprogramme vorzulegen, in denen die Einzelheiten der für das Europäische Jahr 

geplanten nationalen Maßnahmen im Einklang mit den Zielen des Europäischen Jahres 

sowie den Einzelheiten der im Anhang aufgeführten Maßnahmen dargelegt sind. 
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4. Die Kommission genehmigt die Arbeitsprogramme, nachdem sie nachprüft hat, dass diese 

Maßnahmen gemäß der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 und der Delegierten 

Verordnung der Kommission (EU) Nr. 1268/20121 mit den Zielen des Europäischen Jahres 

im Einklang stehen. 

Artikel 5 

 

von der Union finanzierten 

Maßnahmen steht den Mitgliedstaaten sowie den Bewerberländern, die im Rahmen der 

Heranführungsstrategie unterstützt werden, gemäß den in den jeweiligen Rahmenabkommen und 

Beschlüssen des Assoziationsrates festgelegten allgemeinen Grundsätzen und allgemeinen 

 

1  Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1268/2012 der Kommission vom 29. Oktober 2012 über die 
Anwendungsbestimmungen für die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 des 
Europäischen Parlaments und des Rates über die Haushaltsordnung für den 
Gesamthaushaltsplan der Union (ABl. L 362 vom 31.12.2012, S. 1). 
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Artikel 6 

Koordinierung auf Unionsebene und Durchführung 

1. Die Kommission setzt diesen Beschluss auf Unionsebene um, insbesondere durch die 

Annahme der notwendigen Finanzierungsbeschlüsse im Einklang mit den Verordnungen  

zur Einrichtung der Instrumente für die Finanzierung des auswärtigen Handelns, die für die 

betroffenen Maßnahmen relevant sind, nämlich das Instrument für die 

Entwicklungszusammenarbeit, das durch die Verordnung (EU) Nr. 235/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates eingerichtete Finanzierungsinstrument für 

weltweite Demokratie und Menschenrechte1, das Europäische Nachbarschaftsinstrument, 

das durch die Verordnung (EU) Nr. 230/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates 

eingerichtete Instrument, das zu Stabilität und Frieden beiträgt2, das durch die Verordnung 

(EU) Nr. 231/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates eingerichtete Instrument 

für Heranführungshilfe (IPA II)3, und das durch die Verordnung (EU) Nr. 234/2014 des 

Europäischen Parlaments und des Rates eingerichtete Partnerschaftsinstrument für die 

Zusammenarbeit mit Drittstaaten4 (im Folgenden "Instrumente für die Finanzierung des 

außenpolitischen Handelns"). 

1  Verordnung (EU) Nr. 235/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für weltweite Demokratie und 
Menschenrechte (ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 85). 

2  Verordnung (EU) Nr. 230/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments, das zu Stabilität und Frieden beiträgt 
(ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 1). 

3  Verordnung (EU) Nr. 231/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für Heranführungshilfe (IPA II) (ABl. 
L 77 vom 15.3.2014, S. 11). 

4  Verordnung (EU) Nr. 234/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. März 
2014 zur Schaffung eines Partnerschaftsinstruments für die Zusammenarbeit mit 
Drittstaaten (ABl. L 77 vom 15.3.2014, S. 77). 
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2. Die Kommission und der Europäische Auswärtige Dienst (EAD) arbeiten eng mit dem 

Europäischen Parlament, dem Rat und den Mitgliedstaaten, dem Europäischen 

Wirtschafts- und Sozialausschuss, dem Ausschuss der Regionen sowie den Einrichtungen 

und Verbänden zusammen, die im Bereich der Entwicklungszusammenarbeit auf 

Unionsebene tätig sind. 

3. Die Kommission beruft Sitzungen der nationalen Koordinatoren ein; diese Sitzungen 

dienen der Koordination der Durchführung des Europäischen Jahres und dem 

Informationsaustausch über die Durchführung auf der Ebene der Union und auf nationaler 

Ebene. Die Kommission kann Vertreter der Zivilgesellschaft und der lokalen und 

regionalen Gebietskörperschaften sowie Mitglieder des Europäischen Parlaments als 

Beobachter zu diesen Sitzungen einladen. 

4. Zu ihrer Unterstützung bei der Durchführung des Europäischen Jahres auf Unionsebene 

beruft die Kommission Sitzungen mit allen einschlägigen m 

Bereich der Entwicklungszusammenarbeit der Union tätig sind. Die nationalen 

Koordinatoren werden zu diesen Sitzungen eingeladen. 

5. Die Kommission veranlasst, dass das Europäische Jahr im Rahmen der 

Kommunikationstätigkeiten ihrer Vertretungen in den Mitgliedstaaten und der EU-

Delegationen in den Partnerländern als Priorität behandelt wird. Im Hinblick auf ihre 

Beteiligung an Maßnahmen, die sich auf das Europäische Jahr beziehen,  werden die 

Entwicklungspartner in Drittstaaten über die EU-Delegationen unterstützt, gleichgültig, 

ob diese Maßnahmen in der Union oder in Drittstaaten ausgeführt werden, während die 

ÜLG über geeignete institutionelle Kanäle unterstützt werden. 

6. Der EAD und die EU-Delegationen veranlassen, dass das Europäische Jahr integraler 

Bestandteil ihrer laufenden Informations- und Kommunikationstätigkeiten wird. 
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Artikel 7 

Kohärenz und Komplementarität 

Gemäß den Verordnungen zur Einrichtung der Instrumente für die Finanzierung des auswärtigen 

Handelns, die für die betroffenen Maßnahmen relevant sind, gewährleistet die Kommission, dass 

die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen mit anderen Maßnahmen auf Unionsebene bzw. 

auf nationaler und regionaler Ebene, die zur Erreichung der Ziele des Europäischen Jahres 

beitragen, in Einklang stehen und eine lückenlose Ergänzung weiterer auf Unionsebene bzw. auf 

nationaler und regionaler Ebene bestehender Maßnahmen bieten. 

Artikel 8 

Besondere Bestimmungen über finanzielle und nichtfinanzielle Unterstützung 

1. Für die in Abschnitt A des Anhangs aufgeführten unionsweiten Maßnahmen werden nach 

 V und VI der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 966/2012 Aufträge im Rahmen 

öffentlicher Ausschreibungen oder von der Union finanzierte Zuschüsse vergeben. 

2. Die in Abschnitt B des Anhangs aufgeführten unionsweiten Maßnahmen können von der 

Union kofinanziert werden. 

3. Die Kommission kann jedem nationalen Koordinator nach dem in Abschnitt C des 

Anhangs festgelegten Verfahren einen Kofinanzierungsbeitrag gewähren. 
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4. Soweit angemessen und ungeachtet ihrer Ziele und Mittelausstattung können bestehende 

Programme, die zur Förderung der Entwicklung beitragen, das Europäische Jahr 

unterstützen. Darüber hinaus kann in den nationalen Arbeitsprogrammen auch 

außergewöhnlichen Bemühungen der Mitgliedstaaten bei der Organisation von 

internationalen entwicklungsrelevanten Veranstaltungen oder internationalen 

Arbeitsprogrammen im Bereich Entwicklung Rechnung getragen werden. 

5. Die Kommission kann nicht-finanzielle Unterstützung für Maßnahmen gewähren, die von 

öffentlichen und privaten Organisationen durchgeführt werden und die mit Artikel 3 

Absatz 2 im Einklang stehen. 

6. Damit Maßnahmen für eine Finanzierung aufgrund dieses Beschlusses in Betracht 

kommen können, müssen sie mit einem wirkungsvollen Einsatz öffentlicher Mittel 

einhergehen, einen Mehrwert erbringen und ergebnisorientiert sein. 

Artikel 9 

Schutz der finanziellen Interessen der Union 

1. Die Kommission unternimmt geeignete Schritte, damit bei der Durchführung der aufgrund 

dieses Beschlusses finanzierten Maßnahmen die finanziellen Interessen der Union durch 

geeignete Präventivmaßnahmen gegen Betrug, Korruption und sonstige rechtswidrige 

Handlungen, durch wirksame Kontrollen und Überprüfungen und – bei Feststellung von 

Unregelmäßigkeiten – durch Wiedereinziehung zu Unrecht gezahlter Beträge sowie 

gegebenenfalls durch wirksame, verhältnismäßige und abschreckende 

verwaltungsrechtliche und finanzielle Sanktionen geschützt werden.  
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2. Die Kommission oder ihre Vertreter und der Rechnungshof sind befugt, bei allen 

Zuschussempfängern, Auftragnehmern und Unterauftragnehmern, die Unionsmittel 

aufgrund dieses Beschlusses erhalten haben, Rechnungsprüfungen anhand von Unterlagen 

und anhand von Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durchzuführen. 

3. Das Europäische Amt für Betrugsbekämpfung (OLAF) kann auf der Grundlage der 

Bestimmungen und Verfahren der Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates1  und 

der Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates2 

Untersuchungen, einschließlich Kontrollen und Überprüfungen vor Ort, durchführen, um 

festzustellen, ob im Zusammenhang mit einer Zuschussvereinbarung, einem Beschluss 

über die Zuschussvergabe oder einem aufgrund dieses Beschlusses finanzierten Vertrags 

ein Betrugs- oder Korruptionsdelikt oder eine sonstige rechtswidrige Handlung zum 

Nachteil der finanziellen Interessen der Union vorliegt. 

1  Verordnung (Euratom, EG) Nr. 2185/96 des Rates vom 11. November 1996 betreffend die 
Kontrollen und Überprüfungen vor Ort durch die Kommission zum Schutz der finanziellen 
Interessen der Europäischen Gemeinschaften vor Betrug und anderen Unregelmäßigkeiten 
(ABl. L 292 vom 15.11.1996, S. 2). 

2  Verordnung (EU, Euratom) Nr. 883/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. September 2013 über die Untersuchungen des Europäischen Amtes für 
Betrugsbekämpfung (OLAF) und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1073/1999 des 
Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (Euratom) Nr. 1074/1999 des 
Rates (ABl. L 248 vom 18.9.2013, S. 1). 
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Artikel 10 

Berichterstattung und Bewertung 

Bis zum 31. Dezember 2016 legt die Kommission dem Europäischen Parlament, dem Rat, dem 

Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie dem Ausschuss der Regionen einen Bericht 

über die Durchführung, die Ergebnisse und die Gesamtbewertung der in diesem Beschluss 

vorgesehenen Maßnahmen vor, damit geeignete Folgemaßnahmen in Betracht gezogen werden 

können. 

Artikel 11 

Inkrafttreten 

Dieser Beschluss tritt am zwanzigsten Amtsblatt der 

Europäischen Union in Kraft. 

Geschehen zu ... am ... 

Im Namen des Europäischen Parlaments  Im Namen des Rates 

Der Präsident  Der Präsident 
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ANHANG 

Einzelheiten der Maßnahmen gemäß Artikel 3 

Im Mittelpunkt des Europäischen Jahres steht eine umfassende unionsweite Informations- und 

Kommunikationskampagne, die durch Maßnahmen der Mitgliedstaaten ergänzt wird. Sowohl an der 

Maßnahme der Union als auch an den nationalen Maßnahmen können sich zudem die 

Zivilgesellschaft, Jugendorganisationen, Sozialpartner, der private Sektor, nationale Parlamente 

und gegebenenfalls die nationalen zuständigen Stellen, der Zentralstaat oder die nachgeordneten 

staatlichen Ebenen einschließlich der regionalen und lokalen Gebietskörperschaften und andere 

Interessenträger beteiligen, damit die Übernahme von Eigenverantwortung seitens der wichtigsten 

Akteure gefördert wird. 

Die Union gewährt für  Maßnahmen öffentlicher oder privater Organisationen finanzielle 

Unterstützung und genehmigt, dass diese   ein von der Kommission konzipiertes Logo sowie andere 

Materialien zum Europäischen Jahr verwenden, sofern diese Organisationen der Kommission 

gegenüber nachweisen, dass diese Maßnahmen im Jahr 2015 stattfinden und voraussichtlich 

maßgeblich zur Erreichung der Ziele des Europäischen Jahres beitragen. 
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A.  

Die Finanzierung erfolgt über den direkten Erwerb von Gütern und Dienstleistungen nach Maßgabe 

bestehender Rahmenverträge. Sie kann auch in Form von Zuschüssen erfolgen, mit denen bis zu 

80 % der endgültigen Kosten der Maßnahmen abgedeckt werden. Maßnahmen könnten u. a. 

Folgendes umfassen: 

a) Informations- und Werbekampagnen einschließlich: 

i) Erstellung und Verbreitung von audiovisuellem Material und Druckerzeugnissen, die 

die Ziele des Europäischen Jahres widerspiegeln; 

ii) Veranstaltungen mit großer Außenwirkung, die für die Ziele des Europäischen 

Jahres sensibilisieren sollen, und Foren für den Austausch von Erfahrungen und 

bewährten Verfahren; 

iii) Maßnahmen zur Bekanntmachung der Ergebnisse und zur Erhöhung des 

Bekanntheitsgrads der Programme  der Union, sowie Maßnahmen, die zur 

Erreichung der Ziele des Europäischen Jahres beitragen; 
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iv) Einrichtung einer interaktiven Website auf dem Server Europa 

( ) zur Information über die Maßnahmen im Rahmen 

des Europäischen Jahres und angemessener Einsatz der sozialen Medien; 

v) eine Auszeichnung für innovative und erfolgreiche Kommunikationskonzepte und 

-kampagnen, die dabei helfen oder geholfen haben, das Bewusstsein für 

Entwicklungsthemen auf ungewöhnliche oder originelle Weise zu schärfen und 

die Überlegungen zu diesen Themen zu fördern, insbesondere Konzepte oder 

Kampagnen, mit denen Zielgruppen erreicht werden sollen, die zuvor kaum etwas 

oder gar nichts mit Entwicklungsproblemen von weltweiter Bedeutung zu tun 

hatten. 

b) Sonstige Initiativen: 

i) Bereitstellung von Sprachendiensten (Übersetzung, Dolmetschen, Bereitstellung 

mehrsprachiger Informationen); 

ii) Überwachungsberichte und Prüfungen auf Unionsebene zur Bewertung von bzw. zur 

Berichterstattung über Vorbereitung, Wirksamkeit und Auswirkungen des 

Europäischen Jahres. 
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B. KOFINANZIERUNG VON  MASSNAHMEN DER UNION 

Unionsweite Veranstaltungen mit großer Außenwirkung, die für die Ziele des Europäischen Jahres 
sensibilisieren sollen und die in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, die im Jahr 2015 den 
Ratsvorsitz innehaben, organisiert werden können, können einen Zuschuss der Union in Höhe von 
bis zu 80 % der Gesamtkosten erhalten. 

C.  

Jeder nationale Koordinator kann beantragen, für Maßnahmen oder für ein Arbeitsprogramm zur 
Förderung des Europäischen Jahres eine Kofinanzierung durch die Union zu erhalten. In dem 
Arbeitsprogramm sind die speziellen Aktivitäten , für die eine Finanzierung beantragt wird, 
darzulegen. In diesem Rahmen können die Mitgliedstaaten  ihre eigenen Prioritäten und 
Initiativen im Einklang mit Artikel 2 festlegen und gegebenenfalls die ÜLG einbeziehen.  

Dem Antrag auf eine Kofinanzierung ist ein ausführliches Budget beizufügen, in dem die 
Gesamtkosten der vorgeschlagenen Maßnahmen bzw. des vorgeschlagenen Arbeitsprogramms 
sowie der Umfang und die Quellen der möglichen Kofinanzierung angegeben sind. Der 
Kofinanzierungsbeitrag der Union kann bis zu 80 % der endgültigen Kosten der Maßnahmen 
abdecken. Die Kommission legt die Richtbeträge, die jeweils für Kofinanzierungsbeiträge an die 
einzelnen nationalen Koordinatoren zur Verfügung stehen, und die Frist für die Einreichung der 
Anträge fest, gestützt auf Kriterien, die die Bevölkerungszahl und die Lebenshaltungskosten des 
betreffenden Mitgliedstaates berücksichtigen. Durch einen Festbetrag pro Mitgliedstaat wird ein 

 

Bei der Bestimmung dieses Festbetrags trägt die Kommission der relativ kurzen Erfahrung, die 
die der Union seit dem 1. Januar 2004 beigetretenen Mitgliedstaaten im Bereich der 
Entwicklungszusammenarbeit haben, Rechnung. Die Kommission berücksichtigt auch 
Maßnahmen, die von mehreren Mitgliedstaaten gemeinsam unterbreitet oder getragen werden. 

Die Kommission sorgt für ein transparentes, rechtzeitiges und effizientes 
Genehmigungsverfahren auf der Grundlage der Prinzipien der Gleichbehandlung und der 
wirtschaftlichen Haushaltsführung. 
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